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Vorgehensweise 

1. Historische und verfassungsrechtliche Grundlagen 
der Außen- und Sicherheitspolitik

2. Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik seit der 
Vereinigung

3. Aktuelle Einordnung: Das Urteil über das 
Luftsicherheitsgesetz

4. Aktuelle Herausforderungen für die deutsche 
Außen- und Sicherheitspolitik: das iranische 
Atomprogramm 

16.45 Uhr
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Teil 1: 
Historische und verfassungsrechtliche 

Grundlagen der Außen- und Sicherheitspolitik
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Begründung der Vorgehensweise

1. In der Bundesrepublik als rechtsstaatlicher Demokratie ist die 
Ausübung der Staatsgewalt an die Verfassung und ihre 
Normen gebunden

2. Demokratien weisen aufgrund ihrer Normgebundenheit in ihrer 
Außen- und Sicherheitspolitik Besonderheiten auf:
a. Sie sind friedfertiger gegenüber anderen Demokratien

b. Sie wenden militärische Gewalt erfolgreicher an als andere 
Systemtypen

3. Das Bundesverfassungsgericht ist ein wichtiger Akteur in der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik 
1. Maastricht Urteil

2. Auslandseinsatz-Urteil

3. Urteil über den Europäischen Haftbefehl

4. Urteil über das Luftsicherheitsgesetz
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Begriffsdefinition: Auswärtige Gewalt

Auswärtige 
Gewalt

Außen

Innen

Handlungsfähigkeit eines Staates 
im internationalen Verkehr politisch 
und rechtlich gleichermaßen 
wirksame Erklärungen abzugeben 
a Völkerrechtssubjektivität

Die Befugnis, die Zuständigkeit, 
Entscheidungen verschiedenster Art
mit verbindlicher Wirkung über die
territorialen und personalen Grenzen
des eigenen Hoheitsbereichs hinaus 
zu treffen. (Grewe 1975: 37)
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Definition Außenpolitik

• Außenpolitik sind danach jene Handlungen von 
Repräsentanten einer souveränen Gesellschaft, 
die staatliche und nicht-staatliche Akteure 
jenseits der eigenen Grenzen im Hinblick auf 
Ziele und Regeln für kollektive politische 
Entscheidungen beeinflussen und binden.
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Wechselwirkung zwischen NS-Gewaltpolitik, internationaler 
Umwelt und friedenspolitischer Ausrichtung des Grundgesetzes

NS-Expansions- und 
Vernichtungspolitik

Verbündete
gegen Achse

Bildung der
Vereinten Nationen

1933 1950

DDR

Bundesrepublik:
Einhegung der 
Staatsgewalt

Internationale Umwelt
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Exekutive

Int. Einfl üsse

Legislative/Länder

Beziehungen zu 

Besatzungsm
ächten

Wurzeln der grundgesetzlichen Normen zur 
auswärtigen Gewalt (1949-1951)

Internationales Umfeld

gesellschaftliches Umfeld

Kontinuität aus Weimar

Judikative

USA
GB/F/(SU)

Auswärtige
Gewalt
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Normative Bindung der Außenpolitik im Grundgesetz

• Die außenpolitische Ausrichtung des GG spiegelt die Lehren 
der Verfassungsväter und -mütter (und der Besatzungsmächte) 
aus der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft wider.

1. Krieg und Gewalt als Mittel der deutschen Außenpolitik 
sollten verboten bzw. verhindert, indem Deutschland auf ein 
Militär verzichtete und sich in System kollektiver Sicherheit 
einband, das es schützen sollte (Nie wieder Krieg!).

2. die Bundesrepublik sollte sich nie wieder von den 
grundlegenden Werten der zivilisierten Staatengemeinschaft 
entfernen, so dass grundlegende Normen als Zielbestimmungen 
direkt in das GG aufgenommen wurden und eine starke Öffnung 
des Grundgesetzes gegenüber der Einbindung in internationale 
Organisationen, insbesondere auch in Europa, eingefügt wurde 
(Nie wieder allein!).
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GG: Friedenswahrung/Verbot eines Angriffskrieges

• Präambel: „das deutsche Volk von dem Willen beseelt, dem 
Friedens der Welt zu dienen“

• Art. 1, Abs. 2: Bekenntnis zu den Menschenrechten als 
Grundlage des Friedens

• Art. 26, Abs. 1: Handlungen, „die geeignet sind und in der 
Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines 
Angriffskrieges vorzubereiten“, sind verfassungswidrig und 
strafbar.

• Art. 24, Abs. 2: Einordnung in ein System kollektiver Sicherheit, 
wenn dies der „Wahrung des Friedens“ dient und „eine friedliche 
und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern 
der Welt“ fördert.
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GG: Grundnormen und Ziele der deutschen Außenpolitik

„das deutsche Volk 
von dem Willen beseelt, 

seine nationale und 
staatliche Einheit zu wahren 

und als gleichberechtigtes Glied
in einem vereinten Europa

dem Frieden der Welt zu dienen“…

Präambel GG

Wiedervereinigung

Souveränität

Europäische
Integration

Völkerrechts-
freundlichkeit

Menschenrechte
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GG: Offenheit gegenüber Völkerrecht/
Einbindung in international Organisationen

• Präambel: das deutsche Volk bringt seinen Willen zum Ausdruck, „als 
gleichberechtigtes Mitglied in einem vereinten Europa dem Frieden der 
Welt zu dien“.

• Art. 9, Abs. 2: verbietet Vereinigungen, die sich „gegen den Gedanken 
der Völkerverständigung richten“.

• Art. 24 Abs. 1: Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf 
zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen.

• Art. 24 Abs. 2: Der Bund kann sich zur Wahrung des Friedens einem 
System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einordnen; er wird hierbei in 
die Beschränkung seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedliche 
und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt 
herbeiführen und sichern.

• Art. 24 Abs. 3: Zur Regelung zwischenstaatlicher Streitigkeiten wird der 
Bund Vereinbarungen über eine allgemeine, umfassende, obligatorische, 
internationale Schiedsgerichtsbarkeit beitreten.

• Art. 25: Allg. Regeln des Völkerrechts sind Bestandteil d. Bundesrechts. 
Sie gehen den Gesetzen vor und binden den einzelnen Bürger direkt.
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Zwei Ebenen der AP-Kompetenzverteilung und 
drei Funktionen in der auswärtigen Gewalt

B
un

d

Länder

Bundesregierung:
BK; AA, BMVG, BMZ

Bundestag
Ausschüsse

Bundesrat
Ausschüsse

Bundes-
präsident

Bundesver-
fassungsgericht

Operative
Funktion

Notarielle
Funktion

Kontroll-
Funktion
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Ursprüngliche Verteilung  der außenpolitischen 
Kompetenzen Bund – Länder im GG

Bund Länder

Pflege auswärtiger 
Beziehungen (32,1)

Gesetzgebung
Ausw. P. (73,1)

Übertragung v.
Hoheitsrechten (24,1)

Vertragsschlussrecht: 59, I u. 32, II-III

Gesandtschaftsrecht 73, I, 1; 87 I
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Prinzipien der Kompetenzverteilung in der 
Bundesregierung

Kanzlerprinzip
Richtlinienkompetenz
Organisationsgewalt

konstr. Misstrauensvotum

Ressortprinzip
Selbstständige, 

eigenverantwortliche
Geschäftsführung

Kollegialprinzip
Wichtige Entscheidungen 
Berät und verabschiedet

d. BuReg
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Die zentrale Stellung Adenauers zwischen 
Bundesregierung und Besatzungsmächten

• Bundeskanzler Konrad 
Adenauer stellt den alliierten 
Hohen Kommissaren am 21. 
September 1949 auf dem 
Petersberg das Kabinett vor. 
Dabei betritt er den 
Teppich, auf dem nur die 
Hohen Kommissare stehen 
sollten, um den Anspruch 
Deutschlands auf 
Gleichberechtigung und 
Souveränität zu 
demonstrieren.
Quelle: Bundesbildstelle 



Universität Trier, 20.02.2006Jun.-Prof Dr. Sebastian Harnisch Politikwisssenschaft

Definition Westintegration (Knapp 2003)

Westintegration meint „die auf Dauer angelegte, 
vertragsmäßig abgesicherte, wirtschaftliche und 
politische sowie auch ideologische, und kulturelle 
Einbindung des Bundesrepublik in das 
Verbundsystem der westlichen Industriestaaten im 
europäisch-atlantischen Raum“.
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Austausch von Souveränitätsrechten im Zuge der 
Wiederbewaffnung Deutschlands (1949-1956)

Regierung
CDU

EVG/NATO
-Mitgl.

Opposition
SPD
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Beschränkungen der Wehrhoheit: GG-Novellen 1954/1956

1. Kein besonderes „Gewaltverhältnis zwischen Staat und Soldat“: Erhalt 
des starken Grundrechtsschutzes (vgl. GG Art. 1, III).

2. Wahrung von Länderkompetenzen: Friedensschluss, Wehrverwaltung, 
innerer Notstand (vgl. GG Art. 143).

3. Einhegung einer starken zentralisierten Exekutive
1. Abschaffung Oberbefehl: geteilte Befehls- und Kommandogewalt Frieden: 

Verteidigungsminister; Verteidigungsfall: Kanzler.

2. Verteidigungsminister einziger Minister in Verf. Verankert/geschützt gegen 
Usurpation durch Kanzler.

3. Parlament entscheidet über Verteidigungsfall und Frieden (GG Art. 59a).

4. Stärkung des Parlaments
– Herr des Einsatz der Bundeswehr nach Innen und Außen (GG Art. 143).

– Gestärktes Budgetrecht (GG Art. 87a).

– Starke Kontrollinstrumente: Verteidigungsausschuss (tagt permanent, hat 
Untersuchungsmandat); Wehrbeauftragter; Personalgutachterausschuss.
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Zusammenfassung Teil 1

1. Es gibt eine starke Wechselwirkung zwischen deutscher Außenpolitik 
und internationaler Umwelt.

2. Die nationalsozialistische Gewaltpolitik und die Einhegung der 
auswärtigen Gewalt im GG: die Lehren der GG-Väter- und Mütter.
a. Normative Bindungen: Friedensstaatlichkeit; Völkerrechtoffenheit; 

Menschenrechtsgebundenheit; staatliche Einheit/Souveränität.

b. Prozedurale Bindungen: kombinierte auswärtige Gewalt; 
nachträglich eingefügte eingehegte Wehrhoheit.

3. Die Nachkriegsaußenpolitik der Westintegration und das Grundgesetz.
a. Wiederbewaffnung: binnenstaatliche Auseinandersetzung um die 

„internationale Anforderung“: strikte Verteidigungsbindung der 
Wehrhoheit; Einhegung der Exekutivgewalt – Stärkung der 
Legislative.

b. Europäische Integration: sehr pro-europäische Politik - gestützt von 
Bevölkerung führt zu langsamer „Domestizierung“ des GG-
Integrationshebels Art. 24. 1970er Jahre: wachsende Kritik durch
BVerfG und Bundesländer  ] Europapolitik ist Innenpolitik
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Verankerung der deutschen Außenpolitik durch das 
Grundgesetz

Deutsche
Außenpolitik

Völkerrecht Europäische
Integration

Grundgesetz
Bundesver-

fassungsgericht
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Teil 2: 
Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik seit 

der Vereinigung
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GG: Grundnormen und Ziele der deutschen Außenpolitik

„das deutsche Volk 
von dem Willen beseelt, 

seine nationale und 
staatliche Einheit zu wahren 

und als gleichberechtigtes Glied
in einem vereinten Europa

dem Frieden der Welt zu dienen“…

Präambel GG

Wiedervereinigung

Souveränität

Europäische
Integration

Völkerrechts-
freundlichkeit

Menschenrechte
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Bi- und multilaterale Foren zur Einbettung der 
deutschen Vereinigung

1988 1991
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2+4 Gespräche

Transformation der NATO

Deutsch-sowjetische Verhandlungen

Deutsch-polnische Verhandlungen

Vertiefung der EG zur EU

Deutsch-französische Initiativen zur EU
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Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf 
Deutschland vom 12. September 1990: Übersicht

• Volle Souveränität/Ablösung der 
alliierten Vorbehaltsrechte

• Freie Entscheidung über 
Bündniszugehörigkeit

• Stationierung ausländischer 
Truppen

• Abrüstung (Truppenstärke, ABC-
Waffen)

• Grenzfrage

• Art. 7, Abs. 2: Das vereinte Deutschland 
hat demgemäß volle Souveränität über 
seine inneren und äußeren 
Angelegenheiten.

• Art. 6: Recht auf freie Bündniswahl wird 
vom Vertrag nicht berührt.

• Art. 4: Rückzug der SU-Truppen aus der 
ehem. DDR bis 1994 óReduzierung der 
BW-Truppenstärke; Art. 5: keine auslän-
dischen NATO-Truppen auf DDR-Gebiet.

• Art. 3: ABC-Waffenverzicht; Verpflichtung 
auf Reduzierung auf 370.000 Soldaten.

• Art. 1: Endgültige Grenzen des vereinten 
Deutschland sind die Grenzen der DDR 
und BRD beim Zusammenschluss.
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Kernelemente der deutschen Maastricht-Politik

1. Pro-integrationistische Grundhaltung: 
1. Ausweitung der EU-Kompetenzen

2. Stärkung der Gemeinschaftsorgane, insbes. des EP

2. Intergouvernementale Aufweichung durch dt.-frz. Initiativen:
1. Keine Symmetrie von WWU und PU

2. Starke Stellung des Europäischen Rates

3. Beschränkung des Mitentscheidungsverfahrens für EP

3. Adressierung von Länderinteressen
1. Einrichtung des Ausschusses der Regionen

2. Verankerung des Subsidiaritätsprinzips

4. Übertragung des Bundesbankmodells auf das Europäische 
Zentralbanksystem (EZS)
1. Politisch unabhängige Zentralbank

2. Beachtung strenger Konvergenzkriterien – Verpflichtung auf dt. 
Stabilitätspolitik

3. Standort Frankfurt
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Deutsche Europapolitik im Vergleich
Maastricht Amsterdam

1. Pro-integrationistische
Grundhaltung: EU-
Kompetenzerweiterung.

2. Verknüpfung von WWU und 
PU.

3. Stärkung der 
Gemeinschaftsorgane und des 
Europäischen Rats.

4. Ablehnung eines einheitlichen 
Institutionengefüges.

5. Geringe Zahl „deutscher 
Sonderwünsche“.

1. Verlangsamung des 
Integrationseifers.

2. Stärkung der demokratischen 
Legitimität: „Doppelte Mehrheit 
+ Koppelung von QMV und 
Mitentscheidung des EP.

3. Innenpolitisch motivierte 
verstärkte Rückbindung der 
WWU an „deutsche 
Stabilitätsmaßstäbe“.

4. Deutlich höhere Zahl der 
„deutschen Sonderwünsche“: 
Grundrechte, Subsidiarität; 
Einstimmigkeit bei Asyl- und 
Migrationspolitik.
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Funktionswandel der NATO
vor 1989 nach 1989

1. Kollektive Verteidigung 
(Russians out)

2. Transatlantische Kooperation 
(US in)

3. Gewährleistung kollektiver 
Sicherheit (Germans down)

a) BRD-Einbindung

b) Griechenland-Türkei

1. SKV: Rückversicherung
a) Russ. Expansionismus

b) Regionale Bedrohung

c) Massenvernichtungswaffen

2. Transatlantische 
Kooperation/Konsultation

3. SKS: Gewährleistung kollektiver 
Sicherheit

a) Dt. Vereinigung und 
Nuklearoption

b) Griechenland-Türkei

c) Transnat. Terrorismus

4. Stabilitätstransfer
5. Krisenmanagement



Universität Trier, 20.02.2006Jun.-Prof Dr. Sebastian Harnisch Politikwisssenschaft

Zielkonflikt in der deutschen Militäreinsatzpolitik

Nie wieder Krieg

Nie wieder
Auschwitz

Nie wieder 
allein
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Verteidigungsminister Volker Rühe am 22.7.1992 im 
Deutschen Bundestag

• „die Kultur der Zurückhaltung, die sich in den vergangenen 40 
Jahren in Deutschland entwickelt hat, für die wir uns nicht zu 
schämen brauchen, [kann, S.H.] nicht einfach wegkommandiert 
werden […]. Aber richtig ist auch, dass wir uns nicht weiter mit 
der Zurückhaltung, die wir damals üben konnten, häuslich in 
einer Welt einrichten können, die es nicht mehr gibt. […]. In 
dieser schwierigen Übergangszeit ist die Politik gut beraten, 
wenn sie geduldig versucht, auf die neuen Situationen eine 
Antwort zu finden. Die Bevölkerung müssen wir in diesen 
Prozeß einbeziehen .“
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Deutsche Beteiligung an internationalen Militäreinsätzen 1990-2003

1989 1992 1994 1996 1998 2000 2003

Intensität

Jahr

Kambodscha/
Adria

Golfkrieg II

Dt. Vereinigung BVerfG-Urteil

Somalia

IFOR/Bosnien

SFOR/Bosnien

KFOR/Kosovo

ISAF/Kongo DARFUR

IRAQI Military

Training

Art. 5: 
US-Mission



Universität Trier, 20.02.2006Jun.-Prof Dr. Sebastian Harnisch Politikwisssenschaft

Leitsätze des BVerfG-Urteils vom 12. Juli 1994

• Die Anträge sind – soweit zulässig – teilweise begründet. 
Die von der Bundesregierung beschlossenen Einsätze 
deutscher Streitkräfte, denen jeweils ein vom 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen erteiltes Mandat 
zugrunde liegt, finden ihre verfassungsrechtliche 
Grundlage in Art. 24 Abs. 2 GG, der den Bund ermächtigt, 
sich einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit 
einzuordnen. 

• Die Vorschrift des Art. 87 a GG steht dieser Auslegung 
des Art. 24 Abs. 2 GG nicht entgegen.

• Die Beschlüsse der Bundesregierung über den Einsatz 
deutscher Streitkräfte in Somalia und ihr hierauf 
bezüglicher Briefwechsel mit dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen sind mit Art. 59 Abs. 2 GG vereinbar. 
Im übrigen kann wegen Stimmengleichheit im Senat nicht 
festgestellt werden, dass die Bundesregierung gegen Art. 
59 Abs. 2 Satz 1, 1. Alternative GG verstoßen hat.

• Alle Einsatzentscheidungen bedürfen jedoch vorher einer 
vorherigen konstitutiven Zustimmung des Bundestages  

GG deckt 
Exekutiv-

entscheidung
über Einsatzart 

und Form

BT ist vorher
konstitutiv

zu beteiligen

M
achtbalance
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Normative und prozedurale Bindungen der Einsatzentscheidung ab 1994
BVerG-Urteil BT-Praxis

• Normativ: 
– Einsatz nur sofern GG zulässt 

(Art. 26).

– Einsatz nur innerhalb von 
SKS/SKV; keine unilateralen 
oder plurilateralen Einsätze.

– Ausweitung des 
Einsatzspektrums in SKS/SKV 
aber zulässig.

• Prozedural
– Alle Einsätze (außer 

Humanitäre) bedürfen 
vorherigem BT-Beschluss.

– Notkompetenz der Exekutive 
bei Gefahr im Verzug anerkannt

– Vorschlag für Entsendegesetz!!

• Verfahren: 
– Kabinettsbeschluß => 

– BT-Drs. => 1. Lsg => 

– Ausschüsse => 2.+3. Lsg. => 

– BT-Beschluss

• Prozedural
– Int. Rahmenbedingungen

– Begr. der Notwendigkeit des Einsatzes

– Details der Truppenkontingente

– Option für Verstärkung und Ausleihe

– Dauer und Kosten

– Völkerrechtl. Mandatierung

– Verfassungsrechtl. Grundlage

– Zahl der Wehrpflichtigen/ 
Berufssoldaten und Vergütung
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Zusammenfassung Teil 2

1. Es gibt auch nach der Vereinigung eine starke Wechselwirkung zwischen 
deutscher Außenpolitik und internationaler Umwelt.

2. Die europäische Integrationspolitik wird unter Helmut Kohl fortgesetzt. Die 
Integrationsdynamik verlangsamt sich und differenziert sich aus aufgrund 
wachsender Bedenken binnenstaatlicher Akteure, vor allem Bundesländer u. 
Bundesverfassungsgericht
a. Normative Bindungen: Art. 23 GG sieht seit 1993 

Struktursicherungsklauseln vor, die deutsche Integrationspolitik explizit an 
Kernnormen des GG binden.

b. Prozedurale Bindungen: Art. 23 GG stärkt erheblich die Rolle der 
Bundesländer und des Bundestages. Europapolitik wird zur Innenpolitik!!

3. In der Sicherheitspolitik wird die multilaterale Einbindung in NATO, EU und VN 
fortgesetzt und ausgebaut. Da diese Institutionen neue Aufgaben (u.a. 
friedenserhaltende- und schaffende Maßnahmen) übernehmen, ergeben sich 
Zielkonflikte. Erst das BVerfG kann diese auflösen.
a. Normative Bindung: Mandatierung durch VN und Bindung an GG.

b. Prozedurale Bindung: ein konstitutiver Bundestagsbeschluss muss für 
jeden Auslandseinsatz vorliegen.
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Teil 3: 
Aktuelle Einordnung: Das Urteil über das 

Luftsicherheitsgesetz
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Hintergrund: Luftsicherheitsgesetz

1. Am 11. September 2001 wurden in den 
Vereinigten Staaten von Amerika vier 
Passagierflugzeuge amerikanischer 
Fluggesellschaften von einer 
internationalen Terrororganisation 
entführt und zum Absturz gebracht. Die 
vierte Maschine kam, nachdem 
möglicherweise das Eingreifen von 
Passagieren an Bord zu einer 
Kursänderung geführt hatte, südöstlich 
von Pittsburgh im Bundesstaat 
Pennsylvania zum Absturz.

2. Am 5. Januar 2003 kaperte ein 
bewaffneter Mann ein Sportflugzeug, 
kreiste damit über dem Bankenviertel 
von Frankfurt am Main und drohte, das 
Flugzeug in das Hochhaus der 
Europäischen Zentralbank zu stürzen, 
wenn ihm nicht ein Telefonat in die 
Vereinigten Staaten von Amerika 
ermöglicht werde.

5.01. 2003: Frankfurter Motorsegler und 
Phantom-Jäger der Luftwaffe

11.09. 2001 Absturzstelle von UA 93 nahe Pittsburgh
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Luftsicherheitsgesetz (11.01. 2005)

• §1: Zweck: Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs, 
insbesondere vor Flugzeugentführungen, Sabotageakten und 
terroristischen Anschlägen.

• § 2 LuftSiG hat die Luftsicherheitsbehörde die Aufgabe, Angriffe auf die 
Sicherheit des Luftverkehrs abzuwehren. 

• Besonders umstritten waren Regelungen unter der Überschrift "Unter-
stützung und Amtshilfe durch die Streitkräfte" in §§ 13 bis 15 LuftSiG.

– § 13 Abs. 1 LuftSiG können, wenn auf Grund eines erheblichen 
Luftzwischenfalls Tatsachen vorliegen, die im Rahmen der Gefahrenabwehr die 
Annahme begründen, dass ein besonders schwerer Unglücksfall nach Art. 35 
Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 GG bevorsteht, die Streitkräfte zur Unterstützung der 
Polizeikräfte der Länder im Luftraum zur Verhinderung dieses Unglücksfalls 
eingesetzt werden, soweit es zur wirksamen Bekämpfung erforderlich ist.

– Erst wenn durch Abdrängen oder Warnschüsse der Eintritt eines besonders 
schweren Unglücksfalls nicht verhindert werden kann, ist nach § 14 Abs. 3 
LuftSiG die unmittelbare Einwirkung auf das Luftfahrzeug mit Waffengewalt 
zulässig.

– Ausschließlich zuständig für die Anordnung dieser Maßnahme ist nach § 14 Abs. 
4 Satz 1 LuftSiG der Bundesminister der Verteidigung oder im Vertretungsfall 
das zu seiner Vertretung berechtigte Mitglied der Bundesregierung.
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Urteil des BVerfG zum Luft SiG 1 BvR 357/05: Leitsätze

• Der Bund hat unmittelbar aus Art. 35 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 
GG das Recht zur Regelung des Einsatzes der Streitkräfte bei der 
Bekämpfung von Naturkatastrophen/besonders schweren 
Unglücksfällen. Begriff „besonders schwere Unglücksfälle“ umfasst 
auch Vorgänge, die den Eintritt einer Katastrophe mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit erwarten lassen. (präventive 
Maßnahmen)

• Art. 35 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 GG erlaubt es dem Bund nicht,
die Streitkräfte bei der Bekämpfung von Naturkatastrophen und 
besonders schweren Unglücksfällen mit spezifisch militärischen Waffen 
einzusetzen. (keine militärischen Waffen)

• Die Ermächtigung der Streitkräfte, gemäß § 14 Abs. 3 des 
Luftsicherheitsgesetzes durch unmittelbare Einwirkung mit 
Waffengewalt ein Luftfahrzeug abzuschießen, das gegen das Leben 
von Menschen eingesetzt werden soll, ist mit dem Recht auf Leben
nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG in Verbindung mit der Menschenwürde-
garantie des Art. 1 Abs. 1 GG nicht vereinbar, soweit davon tatunbe-
teiligte Menschen an Bord des Luftfahrzeugs betroffen werden. (keine 
Abwägung Menschenleben gegen Menschenleben)
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Begründung des Urteils

• Warum keine militärischen Waffen?
– Art. 35 bezieht sich auf Länderkompetenzen und Polizeirecht im Notstands-

und Gefahrenabwehrbereich, aber nicht auf den Verteidigungsfall. Deshalb 
kann das LuftSiG nicht Bundesrecht schaffen, welches Maßnahmen 
(Verteidigung) und Instrumente (militärische Gewalt) leigimiert, die das GG 
für das Landesrecht nicht vorsieht.

• Warum ist die präventive Tötung der Passagiere zum Schutz der 
Allgemeinheit grundgesetzwidrig?

– Art. 1,1 und Art. 2, 2 garantieren ein absolutes Recht auf körperliche 
Unversehrtheit. Dieses kann nur eingeschränkt werden, wenn die Tötung 
durch die Staatsgewalt unmittelbar auf das Verhalten als Täter 
(Subjektcharakter) zurückgeführt werden kann (sog. Finaler 
Rettungsschuss). Die Objektivierung der Passagiere (als Teil einer Waffe 
oder als zum „Tode Geweihte“) schließt die Menschenwürde des GG aus.

• Warum ist eine Abschussentscheidung nur durch den 
Bundesverteidigungsminister unzulässig?

– Art. 35, Abs. 2 S. 3 sieht für die Amtshilfe des Bundes eine Entscheidung 
der Bundesregierung vor, daher kann eine abgeleitete (und 
schwerwiegendere) Maßnahme aufgrund eines Bundesgesetz nicht die 
bestehende Kompetenzordnung verändern.
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Menschenwürde und Subjektcharakter des Bürgers

• „Ausgehend von der Vorstellung des Grundgesetzgebers, dass 
es zum Wesen des Menschen gehört, in Freiheit sich selbst zu 
bestimmen und sich frei zu entfalten, und dass der Einzelne 
verlangen kann, in der Gemeinschaft grundsätzlich als 
gleichberechtigtes Glied mit Eigenwert anerkannt zu werden 
(vgl. BVerfGE 45, 187 <227 f.>), schließt es die Verpflichtung 
zur Achtung und zum Schutz der Menschenwürde vielmehr 
generell aus, den Menschen zum bloßen Objekt des Staates zu 
machen (vgl. BVerfGE 27, 1 <6>); 45, 187 <228>; 96, 375 
<399>). Schlechthin verboten ist damit jede Behandlung des 
Menschen durch die öffentliche Gewalt, die dessen 
Subjektqualität, seinen Status als Rechtssubjekt, grundsätzlich 
in Frage stellt (vgl. BVerfGE 30, 1 <26>; 87, 209 <228>; 96, 375 
<399>), indem sie die Achtung des Wertes vermissen lässt, der 
jedem Menschen um seiner selbst willen, kraft seines 
Personseins, zukommt (vgl. BVerfGE 30, 1 <26>; 109, 279 
<312 f.>).“
1 BvR 357/05, Rndnr. 121
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Zusammenfassung

• Die Außen- und Sicherheitspolitik der Bundesrepublik wird maßgeblich 
von den Kompetenz- und Prozeduralnormen des Grundgesetzes 
bestimmt. Diese zielen auf eine friedliche, international kooperative und 
an der Menschenwürde orientierte Politik ab. Sie wird wesentlich von 
Bundestag und Bundesrat mitbestimmt.

• Die Selbsteinbindungspolitik Deutschlands führte in den 1990er Jahren 
zu einer Veränderung der Normen des Grundgesetzes. Die 
Anwendung militärischer Gewalt nach außen wurde GG-konform 
ermöglicht, die Fortsetzung der Europäischen Integration an inhaltliche 
und prozedurale Normen gebunden.

• Der internationale Terrorismus fordert den demokratischen Rechtsstaat 
durch „asymetrische Angriffe“ heraus, indem er versucht, Bürger zu 
Kombatanten (Kriegsteilnehmern) zu machen. Indem der Rechtsstaat 
die Bindung der Ausübung seiner Gewalt an bestimmte 
Wertvorstellungen und Verfahren lockert, entlegitimiert er sich selbst 
und wird terroristischer Gewaltanwendung ähnlicher.
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Teil 4: 
Aktuelle Herausforderungen für die deutsche Außen- und 

Sicherheitspolitik: das iranische Atomprogramm
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Gliederung

1. Welche Auswirkungen hätte ein iranisches 
Nuklearwaffenprogramm?

2. Welche Gründe sprechen dafür, dass der Iran ein 
Nuklearwaffenprogramm anstrebt?

3. Wie ist der Stand des iranischen Atomprogramms, 
wieweit ist der Iran von einer Waffenkapazität 
entfernt?

4. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
zusammen mit anderen Staaten unternommen, um 
die Gefahr einer militärischen Nutzung des 
iranischen Atomprogramms zu begrenzen? 
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Signifikanz des iranischen Nuklear(waffen)programms

1. Auswirkungen auf Stabilität des Nichtverbreitungs-
vertrages und Weltnuklearordnung insgesamt

2. Auswirkungen auf Stabilität des internationalen 
Ölmarktes

3. Massive sicherheitspolitische Auswirkungen in der 
Region

4. Erhöhtes weltweites Proliferationsrisiko
5. Potentielle mittelfristige Bedrohung der NATO und 

der EU 
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(Potentielle) Nuklearmächte im iranischen Sicherheitsperimeter

Quelle: eigene Darstellung
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Quelle: BND: Proliferation von Massenvernichtungsmittel
und Trägerraketen, 1999, S. 11
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Motive für ein iranisches Nuklearwaffenprogramm 

• „Given its history and its turbulent neighborhood, Iran‘s nuclear
ambitions do not reflect a wholly irrational set of strategic calculations“
Council on Foreign Relations Report, Iran: Time for a New Approach, New York 2004: 19.

1. Iran hat traditionell regionale Vorherrschaftsansprüche geltend gemacht.
2. Iran hat historisch konfliktreiche Beziehungen mit Nachbarn (Türkei, Irak, 

Golfstaaten, Saudi-Arabien)
3. Iran ist umgeben von Nuklearwaffenstaaten  (Russland, Israel, Pakistan und 

durch stationierte US-Streitkräfte potentiell Irak/Afghanistan)
4. Iran unterhält keine diplomatischen Beziehungen mit Israel und hat immer 

wieder dessen Existenzrecht bestritten. Im Gegenzug haben israelische 
Politiker immer wieder militärische Maßnahmen gegen ein iranischen N-
Waffenprogramm angekündigt.

5. Iran gehört für die US-Regierung zu den „Achsenstaaten“, deren 
Verfügungsgewalt über MVW verhindert werden muss. Seit 2001 sind die US-
Streitkräfte durch die Einsätze in Afghanistan und Irak näher an den Iran 
herangerückt.
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Hinweise auf ein iranisches Nuklearwaffenprogramm
Bruch von Safeguards Militärische Anwendungen

1. Informationspflicht über Import und 
Aufbereitung von Nuklearmaterial

2. Informationspflicht über den Bau 
zweier Urananreicherungsanlagen

3. Informationspflicht über 
(Neu)Konfiguration von Anlagen

4. Eindeutige Versuche der 
Verzögerung von Auskünften und 
Verschleierung/Vernichtung von 
Unterlagen und Spaltstoffen

5. Unklarheiten über Herkunft von 
hoch- un- niedrigangereichertem
Uran

6. Unklarheit über Stand des 
Zentrifugenprogramms

• Polonium-210 Experimente 
zur Sprengkopfherstellung 
nutzbar

• Erwerb eines chinesischen 
Sprengkopfdesigns durch 
das Khan-Netzwerk

• Bau von 
Mittelstreckenraketen 
(Shahab-3) und Design für 
entsprechende 
Wiedereintrittskörper

• Tests von 
Hochexplosivsprengstoffen
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Kernwaffen: Uran + Plutoniumproduktionswege 

Natururanabbau/
Aufbereitung

Uran 238/235
Anreicherung
UF-6 Grundstoff

Uran 235
> 90% angereichert

25kg für Sprengkopf

Reaktorbetrieb
Uranabbrand

PU 239 Nebenprodukt

PU 239
Wieder-

aufbereitung

PU 239
4 kg für Sprengkopf

Kernwaffen-
herstellung

Design + Herstellung 
Hochexplosionssprengsatz

Test 
Hochexplosionssprengsatz

Kauf oder Design
Sprengkopf

Uran

Plutonium

Natururan-
konversion

UF-6 Grundstoff
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Teheraner Erklärung der E3-Staaten, 21. Oktober 2003
Iran EU

• Verzicht auf Nuklearwaffen in 
Verteidigungspolitik

• Klärung aller offenen Fragen 
und Versäumnisse mit IAEO

• Unterzeichnung des IAEO 
Zusatzprotokolls

– Implementierung bereits vor 
Ratifikation

• Aussetzung aller 
Urananreicherungs- und 
Wiederaufbereitungsaktivitäten

• Recht auf friedliche 
Kernenergienutzung anerkannt

• Zusatzprotokoll behindert nicht 
iranische Souveränität, Würde 
nationale Sicherheit

• Implementierung d. Gem. Erkl. 
„bereinigt“ Lage

• Wenn int. „Sorgen ausgeräumt“, 
dann kann Iran auf moderne 
Technologien rechnen

• Zusammenarbeit bei Schaffung 
einer atomwaffenfreien Zone in 
der Region 
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Zusammenfassung

1. Es ist plausibel anzunehmen, dass Iran eine Option für eine 
Nuklearwaffe entwickeln möchte. Die bisherigen 
Anstrengungen sind aber noch etwa 5-10 Jahren vom Besitz 
entfernt.

2. Die Staatengemeinschaft steht vor dem Dilemma, nur durch 
vergangenes Fehlverhalten und (unterstellte) Motive eine 
Einschränkungen der iranischen friedlichen 
Nuklearnutzungsrechte begründen zu können.

3. Die Bundesregierung hat im Gegensatz zur Irakkrise die enge 
Zusammenarbeit mit den europäischen Partnern und den USA 
gesucht und gefunden. Ob diese „Koalition der 
Handlungswilligen“ auch über eine mögliche Sanktionsphase 
hinaus Bestand haben wird, ist derzeit schwer einzuschätzen.
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